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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Rechtsordnung

Le Conseil fédéral a présenté son concept global de protection et de défense du
cyberespace civil et militaire, dans son rapport sur l’organisation de la Confédération
pour la mise en œuvre de la stratégie nationale de protection de la Suisse contre les
cyberrisques. Une organisation supradépartementale a été privilégiée pour assumer les
tâches de cybersécurité, de cyberdéfense et pour la poursuite pénale de la
cybercriminalité. Le soutien de l'armée lors de cyberincidents et le déroulement de ses
interventions doit encore être défini avec les autorités civiles. Pour assurer la mise en
œuvre de la Stratégie nationale de protection de la Suisse contre les cyberrisques
(SNPC) 2018-2022, les ressources financières ont été augmentées et une soixantaine de
postes de travail supplémentaires ont été créés. Enfin, en comparaison internationale,
la Suisse possède des structures dans le domaine de la cybersécurité similaires à celles
de plusieurs autres pays. Aucun des pays étudiés, à savoir l'Allemagne, la Finlande, la
France, Israël, l’Italie et les Pays-Bas, ne possède une organisation unique pour la
réalisation des travaux liés aux cyberrisques et n'a confié à son armée la responsabilité
d'assurer la protection contre ce type de danger. 1

POSTULAT
DATUM: 28.11.2019
DIANE PORCELLANA

Äussere Sicherheit

Mit einem Postulat wollte die sicherheitspolitische Kommission des Ständerats den
Bundesrat beauftragen, in einem Bericht Massnahmen zum Schutz gegen hybride
Bedrohungen aufzuzeigen, welche über die im Nachrichtendienstgesetz und im BÜPF
vorgesehenen hinausgehen. Die beiden hängigen Gesetzesentwürfe werden das
rechtliche Instrumentarium diesbezüglich verbessern. In diesem Bereich sind zusätzlich
die laufenden Arbeiten zur Umsetzung der Strategie zum Schutz der Schweiz vor
Cyberrisiken von grosser Bedeutung. Auch der Bericht zur Sicherheitspolitik 2016 wird
das Thema hybride Bedrohungen erörtern. Angesichts der laufenden Arbeiten zum
Thema und der in Aussicht stehenden Berichte wurde ein zusätzlicher Bericht, wie ihn
das Postulat gefordert hätte, als nicht erforderlich betrachtet. Der Ständerat lehnte das
Postulat demzufolge ab. 2

POSTULAT
DATUM: 10.03.2015
KARIN FRICK

Innere Sicherheit

Anlässlich der Behandlung einer Klage gegen die Schweiz fällte der Europäische
Gerichtshof für Menschenrechte in Strassburg einen Grundsatzentscheid zum Einsatz
von verdeckt arbeitenden Fahndern (sogenannte V-Männer). Er hielt dabei fest, dass
deren Einsatz zulässig ist und keiner besonderen gesetzlichen Grundlagen bedarf.
Wenn ihre Aussagen in Prozessen als Beweismittel verwendet werden, muss der
Verteidigung jedoch das Recht auf persönliche Befragung eingeräumt werden, wobei es
freilich zulässig ist, den V-Mann durch technische Massnahmen vor Identifizierung zu
schützen. Unmittelbar nach diesem Urteil forderte Ständerat Danioth (cvp, UR) mit
einer Motion, diesen zulässigen V-Männer-Einsatz in einem Gesetz zu regeln. Bundesrat
Koller war mit dem Anliegen grundsätzlich einverstanden, beantragte aber die
Umwandlung in ein Postulat, weil ihm die in der Motion enthaltene Beschränkung auf
die Drogenkriminalität zu eng erschien und der Vorstoss zudem staatsrechtlich nicht
zulässige Eingriffe in die kantonalen Kompetenzen bezüglich Strafprozessverfahren
verlangte. Der Ständerat folgte dieser Argumentation. 3

POSTULAT
DATUM: 10.12.1992
HANS HIRTER

Der Nationalrat stimmte einem Postulat Grendelmeier (ldu, ZH) zu, welches den
Bundesrat auffordert, periodisch einen Bericht über die Entwicklung auf dem Gebiet
des gewalttätigen politischen Extremismus vorzulegen.
(Vgl. letzter Extremismusbericht 1992.) 4

POSTULAT
DATUM: 31.12.1994
HANS HIRTER
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Mehrfach unter Beschuss geriet Bundesanwältin Carla Del Ponte. So löste eine
Telefonüberwachungsaktion gegen verschiedene Journalisten, welche sie veranlasst
hatte, um Urhebern von Amtsgeheimnisverletzungen auf die Spur zu kommen, heftige
Proteste der Medien aus. Bundesrat Koller verzichtete – mit dem Argument der
Gewaltentrennung – zwar auf Massnahmen gegen die eifrige Beamtin, äusserte aber die
Meinung, dass er solche Aktionen für unverhältnismässig erachte. Umstritten war auch
die Informationspraxis der Bundesanwaltschaft. Der Nationalrat überwies ein Postulat
seiner GPK, welches eine klare Koordination und Abgrenzung zwischen der
Informationstätigkeit der Verwaltung einerseits und der Strafverfolgungsbehörden
andererseits verlangt. 5

POSTULAT
DATUM: 10.10.1997
HANS HIRTER

Der Ständerat überwies im Einverständnis mit dem Bundesrat ein Postulat seiner
sicherheitspolitischen Kommission, welches anregt, die Gesetzgebung in verschiedenen
Bereichen an die Anforderungen der grösser gewordenen Gefährdung durch
Terrorismus und organisiertes Verbrechen anzupassen. Konkret erwähnt wurde dabei
etwa der Ausbau der Präventivüberwachung oder eine Verlängerung der
Aufbewahrungsdauer von Telefongesprächsdaten. Der Bundesrat selbst hatte von einer
Arbeitsgruppe unter Federführung des Dienstes für Analyse und Prävention (d.h. des
Nachrichtendienstes des EJPD) einen Vorentwurf für ein Bundesgesetz zur Stärkung der
inneren Sicherheit ausarbeiten lassen. Dieser sah nicht nur einen umfangreichen
Ausbau des präventiven Instrumentariums der Polizei, sondern auch eine Ausweitung
des Tätigkeitsfelds der Staatsschützer auf den Bereich der organisierten Kriminalität
vor. Sowohl der eidgenössische Datenschutzbeauftragte als auch die politische Linke
protestierten gegen den Entwurf; einige bürgerliche Politiker zeigten sich ebenfalls
skeptisch. Auch für den Chef des EJPD, Christoph Blocher, gingen die von der
Arbeitsgruppe vorgeschlagenen Ausbaupläne zu weit: Er wies sie zur Überarbeitung
zurück. 6

POSTULAT
DATUM: 15.06.2005
HANS HIRTER

In Ausführung eines Postulats der sicherheitspolitischen Kommission des Ständerats
aus dem Vorjahr legte der Bundesrat einen Bericht über die „effizientere Bekämpfung
von Terrorismus und organisiertem Verbrechen“ vor. 7

POSTULAT
DATUM: 09.06.2006
HANS HIRTER

Die Ablehnung der Waffen-Initiative hatte zahlreiche parlamentarische Vorstösse zum
Thema Waffenmissbrauch und Überlassen der Armeewaffe zur Folge. Diese Vorstösse
sind aber noch nicht im Plenum behandelt worden.

POSTULAT
DATUM: 14.02.2011
NADJA ACKERMANN

Für die Eindämmung der Gefahren, die vom Internet ausgehen, sprach sich auch der
Nationalrat aus. So hiess er ein Postulat Darbellay (cvp, VS) gut, welches den Bundesrat
beauftragt, ein Konzept zum Schutz der digitalen Infrastruktur der Schweiz vorzulegen.
In seiner Stellungnahme erklärte der Bundesrat, dass er sich der Bedeutung von Cyber-
Bedrohungen bewusst sei und er deshalb beschlossen habe, die Federführung für das
Thema Cyber Defense auf Stufe Bund dem VBS zu übertragen. Am 10. Dezember 2010
war für eine befristete Zeit ein Projektleiter in der Person von Divisionär Kurt Nydegger
gewählt worden. Ein Strategiepapier zur Cyber Defense soll im Frühling 2012 vorliegen.
Im Verlaufe des Jahres zeigte sich, dass Ueli Maurer und seine Spezialisten eine
Kooperation mit dem Nato Cooperative Cyber Defence Centre in der estnischen
Hauptstadt Tallinn anstreben. 8

POSTULAT
DATUM: 18.03.2011
NADJA ACKERMANN

Konkreter war ein Postulat der FDP-Liberale-Fraktion, welches die Schaffung einer
Leit- und Koordinationsstelle für die präventive Gefahrenabwehr im Bereich Cyber-
Bedrohung vorsieht und vom Nationalrat überwiesen wurde. 9

POSTULAT
DATUM: 18.03.2011
NADJA ACKERMANN
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Da der Armeebericht des VBS die Sicherheitskommission des Ständerates unbefriedigt
liess, forderte dieselbe mittels Postulat vom Bundesrat einen Bericht über die
Möglichkeiten und Strategien der künftigen Mitwirkung der Schweiz an der
europäischen Sicherheitsarchitektur. Da die Schweiz den militärischen Schutz nicht
mehr autonom gewährleisten könne, sei es nötig, die Entwicklung der Neutralitätspolitik
und Beteiligung an der europäischen Sicherheitsproduktion ausserhalb eines NATO-
und EU-Beitritts zu klären. 10

POSTULAT
DATUM: 01.06.2011
NADJA ACKERMANN

Der Nationalrat überwies ein Postulat Schmid-Federer (cvp, ZH), welches den Bundesrat
beauftragt, zu überprüfen, inwiefern dem Parlament ein Informations- und
Kommunikations-Grundlagengesetz unterbreitet werden könne. 11

POSTULAT
DATUM: 23.12.2011
NADJA ACKERMANN

Der Nationalrat überwies zudem ein Postulat seiner sicherheitspolitischen Kommission,
welches den Bundesrat mit der Ausarbeitung eines Berichtes über die Bekämpfung des
Waffenmissbrauches beauftragt. 12

POSTULAT
DATUM: 28.02.2012
NADJA ACKERMANN

Im Anschluss an Medienberichte, welche die Anwendung von Trojanern in Deutschland
aufdeckten, hatte die Kommission für Rechtsfragen des Nationalrates 2011 zwei
Postulate eingereicht, welche die Regierung mit der Ausarbeitung eines Berichtes über
den Einsatz von elektronischen Überwachungsinstrumenten beauftragten. Seit dem
Inkrafttreten der neuen Strafprozessordnung ist unklar, ob für den Einsatz solcher
Trojaner weiterhin eine genügende Gesetzesgrundlage besteht, wie sie Art. 66 der alten
Strafprozessordnung darstellte. Der Bundesrat erklärte, dass er die Frage betreffend
des Einsatzes von sogenannter Government Software in seiner Botschaft zur Revision
des Bundesgesetzes betreffend die Überwachung des Post- und Fernmeldeverkehrs
(BÜPF) thematisieren würde. Er beantragte aber dennoch die Annahme der Postulate.
Die grosse Kammer überwies beide in der Frühjahrssession 2012. 13

POSTULAT
DATUM: 28.02.2012
NADJA ACKERMANN

Der Bundesrat sollte mit Blick auf die bevorstehende Weltausstellung Expo 2015 in
Mailand ein Sicherheitskonzept entwerfen, das eine effiziente Koordination zwischen
den Bundesbehörden, den kantonalen Sicherheitsorganen und den italienischen
Polizeiorganen sicherstellt. Das Postulat Romano (cvp, TI) sah im Konzept zugleich einen
Nutzen über die Expo hinaus, da aktuell ein Anstieg der grenzüberschreitenden
Kriminalität verzeichnet werde. Der Nationalrat teilte diese Ansicht und überwies den
Vorstoss diskussionslos an den Bundesrat. 14

POSTULAT
DATUM: 26.09.2014
NADJA ACKERMANN

In einem Bericht soll der Bundesrat mögliche Verbesserungen der
Ausschaffungsprozesse und beim Schutz vor Gefährdern, die nicht ausgeschafft
werden können, aufzeigen. Stillschweigend überwies der Ständerat in der
Sommersession 2017 ein entsprechendes Postulat Müller (fdp, LU). Der Bundesrat hatte
die Annahme des Postulats beantragt, da er sich mit den aufgeworfenen Fragen im
Gesetzgebungsprojekt zu den präventiv-polizeilichen Massnahmen zur
Terrorismusbekämpfung befasse. 15

POSTULAT
DATUM: 08.06.2017
KARIN FRICK

Mit der Annahme des Postulates seiner SPK im Sommer 2017 beauftragte der Nationalrat
den Bundesrat zu prüfen, ob die Forderung der Tessiner Standesinitiativen nach
systematischer Einholung von Strafregisterauszügen, wenn EU-Bürgerinnen und -Bürger
eine Aufenthaltsbewilligung für die Schweiz beantragen, durch einen Beitritt zum
europäischen Strafregisterinformationssystem ECRIS mindestens teilweise erfüllt
werden kann. Der Bundesrat hatte sich bereit erklärt, das Postulat entgegenzunehmen.
Darüber hinaus wolle er eine umfassende Prüfung der Vor- und Nachteile einer
Schweizer ECRIS-Beteiligung im Allgemeinen vornehmen und dabei sowohl die Kosten
als auch den Nutzen für die Straf- und Verwaltungsbehörden berücksichtigen. 16

POSTULAT
DATUM: 12.06.2017
KARIN FRICK
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Entsprechend dem Antrag des Bundesrates überwies der Nationalrat in der
Wintersession 2017 ein Postulat seiner Finanzkommission mit dem Auftrag an den
Bundesrat, in einem Bericht den Vollzug der nichtzollrechtlichen Erlasse (NZE) durch
die EZV zu analysieren. Konkret wurden Antworten auf die Fragen gefordert, welche
Auswirkungen das Programm «DaziT» auf die NZE haben werde, welche NZE die EZV
vollziehe und mit welchen anderen Stellen sie dafür zusammenarbeite, wie die
Kompetenzen der Vollzugsorgane geregelt seien, wie die Kontrolltätigkeit der EZV
gesteuert und deren Prioritäten gesetzt würden, ob die Erforderlich- und Wirksamkeit
der NZE regelmässig überprüft würden, wie die Leistungserbringung der EZV gegen
Gebühr sichergestellt werde und welchen personellen Aufwand der Vollzug der NZE
verursache. 17

POSTULAT
DATUM: 07.12.2017
KARIN FRICK

Der Nationalrat überwies in der Wintersession 2017 stillschweigend ein Postulat
Glanzmann-Hunkeler (cvp, LU) für griffige Instrumentarien gegen Gewaltextremisten.
Der Bundesrat soll in einem Bericht aufzeigen, was für Instrumentarien insbesondere
im Strafrecht nötig wären, um besser gegen gewalttätigen Extremismus vorgehen zu
können. 18

POSTULAT
DATUM: 15.12.2017
KARIN FRICK

«Haben wir die Hard- und Softwarekomponenten bei unseren kritischen
Infrastrukturen im Griff?», fragte Marcel Dobler (fdp, SG) mit einem im Frühjahr 2019
eingereichten Postulat. Damit griff Dobler Sorgen auf, die bei grösseren IT-
Beschaffungen immer wieder geäussert werden. Unter anderem geht es dabei
namentlich um ICT-Systeme, die in diversen sensiblen Bereichen eingesetzt werden
und die von ausländischen Herstellern produziert und bereitgestellt werden. Solche
«digitale[n] Lieferobjekte», die in ihrer Komplexität zu Cyberrisiken führen können,
stehen im Fokus seines Vorstosses. Der Bundesrat sollte folglich beauftragt werden, zu
prüfen, ob und wie nationale und internationale Standards angewendet werden können,
um die Risiken zu vermindern. 
Der Bundesrat zeigte sich mit der Stossrichtung des Postulats einverstanden und
beantragte dessen Annahme, jedoch seien die Forderungen in einen Bericht
aufzunehmen, der bereits mit der Annahme zweier anderer Postulate (Po. 18.3376 und
Po. 18.3233) in Auftrag gegeben worden war, erklärte er.
Der Nationalrat sollte sich in der Sommersession 2019 damit befassen, da jedoch auf
jegliche Wortmeldungen verzichtet wurde, überwies der Rat das Postulat
stillschweigend. 19

POSTULAT
DATUM: 21.06.2019
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Kriminalität

In der Wintersession überwies der Nationalrat ein Postulat Segmüller (cvp, LU), das den
Bundesrat auffordert, einen Bericht zur öffentlichen Sicherheit zu verfassen. Neben
der Erfassung der Gewalt in der Schweiz soll der Bericht auch Strategien für die
Prävention und Bekämpfung von Kriminalität in Form eines Massnahmenkatalogs
enthalten. Der Bundesrat beantragte die Annahme des Vorstosses. 20

POSTULAT
DATUM: 17.12.2010
MARC BÜHLMANN

Polizei

Da der Beitritt zu Schengen und Dublin mit einer erhöhten Komplexität der Grenzarbeit
einherging, begrüsste der Bundesrat das Anliegen des überwiesenen Postulats der
Sicherheitspolitischen Kommission des Ständerates, welches im Rahmen des
Geschäftsberichts 2013 Auskunft über Auftragserfüllung und Personalbedarf des
Grenzwachtkorps wünschte. 21

POSTULAT
DATUM: 10.12.2013
NADJA ACKERMANN
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Institutionen und Volksrechte

Bundesverwaltung - Organisation

Der Nationalrat überwies ein auch vom Bundesrat nicht bekämpftes Postulat Vaudroz
(fdp, VD) für die Zusammenlegung aller Dienststellen, welche sich mit der inneren
Sicherheit befassen sowie der Zollbehörden und des Grenzwachtkorps im VBS. Mit
dieser Schaffung eines „Sicherheitsdepartementes“ sollen die staatlichen
Abwehrmassnahmen gegen das internationale Verbrechen und gegen den Terrorismus
verbessert werden. 22

POSTULAT
DATUM: 20.06.2003
HANS HIRTER

Aussenpolitik

Aussenpolitik

Le Conseil national a adopté un postulat de sa commission des affaires étrangères qui
demande au Conseil fédéral d'établir un rapport exhaustif sur la guerre du Golfe et ses
implications pour la politique de sécurité de la Suisse. 23

POSTULAT
DATUM: 15.06.1991
ANDRÉ MACH

Au parlement, le Conseil des Etats a transmis en début d’année un postulat de sa
Commission des institutions politiques (CIP-CE) appelant le Conseil fédéral à rédiger un
rapport sur la situation des interdictions d’entrées sur le territoire suisse, plus
particulièrement quant au nombre, aux motifs, aux conséquences et aux éventuels abus
en la matière. 24

POSTULAT
DATUM: 05.03.2012
EMILIA PASQUIER

Landesverteidigung

Militärorganisation

Le Conseil national a rejeté un postulat Alder (ps, SG) invitant le gouvernement à
présenter un rapport sur les moyens de contrôle de l'armée en vigueur dans les pays
européens ainsi que sur les éventuelles mesures à prendre en vue d'améliorer la
surveillance des forces militaires par les autorités civiles. La majorité de la grande
chambre a en effet estimé qu'un tel rapport était inutile et dépassé alors que de
nouvelles structures étaient sur le point d'être mises en place. 25

POSTULAT
DATUM: 19.09.1996
ALEXANDRE FÜZESSÉRY

Infrastruktur und Lebensraum

Energie

Netz und Vertrieb

Nationalrätin Graf-Litscher (sp, TG) wies in ihrem Postulat für eine Meldepflicht bei
kritischen Infrastrukturen darauf hin, dass Infrastrukturen wie Strom und
Telekommunikation sehr essentiell für die Schweiz sind und Risiken wie Cyberangriffe,
Naturkatastrophen sowie militärische und terroristische Angriffe auf die Infrastruktur
grosse Auswirkungen auf das ganze Land haben würden. Sie forderte den Bundesrat
dazu auf, darzustellen, wie eine mögliche Meldepflicht bei potenzieller Bedrohung
aussehen könnte. Mithilfe einer systematischen Auswertung dieser Meldungen könnte
so ein Frühwarn-, Beratungs- und Abwehrsystem aufgebaut werden, welches
potenzielle Risiken verringert. 
Bundesrat Maurer begrüsste diese Forderung und betonte die geforderte Systematik,
die zur Prävention von Risiken führen könne. Durch den Austausch von Erfahrungen
unter den Betreibern und den staatlichen Behörden könne das Sicherheitsdefizit der
Schweiz in diesem Bereich verringert werden. In der Schweiz seien derzeit wichtige
Infrastrukturen anfällig bezüglich diverser Gefahren. Der Nationalrat nahm das Postulat
am 13. Dezember 2017 stillschweigend an. 26

POSTULAT
DATUM: 13.12.2017
MARCO ACKERMANN
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Kernenergie

Die geplanten Teilrevisionen der Kernenergieverordnung, der UVEK-
Ausserbetriebnahmeverordnung und der UVEK-Gefährdungsannahmeverordnung
sorgten in der Vernehmlassung für ausserordentlich viel Aufruhr und Kritik. Ständerat
Damian Müller (fdp, LU) forderte deshalb mittels eines Postulats vom Bundesrat die
Ausarbeitung eines Berichts durch unabhängige Fachexperten im Bereich
Strahlenschutz. Dieser Bericht soll die Konsequenzen der geplanten Teilrevisionen für
die Bevölkerung aufzeigen und die neuen Grenzwerte beurteilen.
Aufmerksam wurde der sich selbst als Atomkraftbefürworter bezeichnende Müller auf
die Problematik, da rund 16 Kantone, darunter auch sein Stand Luzern, in der
Vernehmlassung ihre Bedenken an der Revision geäussert hatten und darin eine
Verminderung des Strahlenschutzes sahen. Zudem erkannte er in der ganzen Revision
ein rechtsstaatliches Problem, weil beim Bundesverwaltungsgericht ein
Gerichtsverfahren gegen das ENSI im Bereich Strahlenschutz hängig war und das ENSI
dem für die Teilrevisionen zuständigen UVEK angehörig ist. Gemäss einer Stellungnahme
des Zürcher Anwaltsverbandes, auf die sich Müller in der Ständeratsdebatte stützte, ist
die Änderung der rechtlichen Grundlagen mit dem Zweck, den Verfahrensausgang zu
beeinflussen, während eines Gerichtsverfahrens rechtsstaatlich problematisch. 
Der zur Ablehnung ratende Bundesrat betonte die Unabhängigkeit des ENSI. Die
Anpassungen würden den Wortlaut der bisherigen Bestimmungen präzisieren, seien
verhältnismässig, nachvollziehbar sowie auch praxisnah. Zudem habe die KNS den
Bundesrat in dieser Sache beraten und diese Änderungen als sachgerecht eingestuft.
Bundesrätin Doris Leuthard beteuerte im Rahmen der Ständeratsdebatte in der
Sommersession 2018 des Weiteren, dass diese Änderungen nichts mit dem Gerichtsfall
zu tun haben und das UVEK schon seit 2012 an dieser Anpassung arbeite. Weiter
betonte sie, dass es hier nicht um Dosisgrenzwerte bei technischen Störfällen gehe,
diese würden so bestehen bleiben wie bis anhin, sondern um Dosisgrenzen bei
Naturereignissen. Dies sei in der Diskussion fälschlicherweise vermischt worden. Strittig
seien folglich einzig die Dosisgrenzwerte bei Naturereignissen. Leuthard schlug deshalb
vor, dieses Postulat in der zuständigen Kommission zu beraten. Ivo Bischofberger (cvp,
AI) stellte daraufhin den Ordnungsantrag, das Postulat an die zuständige Kommission zu
überweisen, womit sich Müller einverstanden erklärte. 27

POSTULAT
DATUM: 14.06.2018
MARCO ACKERMANN

Nachdem das Postulat Müller (fdp, LU) an die zuständige UREK-SR überwiesen worden
war, beschloss diese einstimmig, ihrerseits ein Kommissionspostulat einzureichen, das
vom Bundesrat einen im Vergleich zum Postulat Müller umfassenderen Bericht verlangt.
Darin sollen die Auswirkungen der Teilrevision der Kernenergieverordnung auf die
Bevölkerung aufzeigt, die Verhältnismässigkeit zwischen dem Schutz der Bevölkerung
und dem gesellschaftlichen Nutzen von Technologien beachtet und gleichzeitig die
Vorschriften und Strahlenschutzkonzepte der Schweiz mit internationalen Standards
verglichen werden. Das Kommissionspostulat (Po. 18.4107) soll somit das Postulat Müller
erweitern und ersetzen, weshalb die Kommissionsmehrheit mit 8 zu 3 Stimmen bei 2
Enthaltungen das Postulat Müller «Dosisgrenzwerte bei Kernkraftwerken» zur
Ablehnung empfahl. 28

POSTULAT
DATUM: 14.11.2018
MARCO ACKERMANN

In der Frühjahrssession 2019 zog Ständerat Damian Müller (fdp, LU) sein Postulat
«Dosisgrenzwerte bei Kernkraftwerken» zugunsten des Kommissionspostulats (Po.
18.4107) zurück, welches seine Anliegen in einem grösseren Kontext behandeln soll.
Über die beiden Postulate wurde in der kleinen Kammer zusammen debattiert. 29

POSTULAT
DATUM: 18.03.2019
MARCO ACKERMANN
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Verkehr und Kommunikation

Post und Telekommunikation

Le système du courrier A et B est entré en vigueur le 1er février. Son principe consiste
en un affranchissement de 80 centimes pour une distribution de l'envoi le lendemain
et de 50 centimes pour les jours suivants (deux ou trois jours). Ressenti essentiellement
comme une augmentation, il a suscité de nombreuses protestations de la part de
particuliers ou d'entreprises, qui l'ont accusé de mal fonctionner, de créer un chaos au
tri ou de provoquer de nombreux retards. Pour sa part, le Conseil national a transmis le
postulat Zbinden (pdc, FR), cosigné par 105 députés, invitant le gouvernement à
désapprouver le système du courrier A et B. Plusieurs parlementaires ont prétendu que
ce système faisait perdre du temps, ne fonctionnait pas, compliquait le traitement du
courrier et ne représentait qu'un impôt déguisé. 30

POSTULAT
DATUM: 23.05.1991
SERGE TERRIBILINI

Le Conseil national a transmis le postulat Zisyadis (pdt, VD) qui demande au
gouvernement d'élargir la zone lausannoise dans laquelle les employés PTT peuvent
bénéficier d'une allocation complémentaire à l'indemnité de résidence. 31

POSTULAT
DATUM: 20.03.1992
SERGE TERRIBILINI

Lors de la session de printemps, le Conseil national a approuvé sans discussion un
postulat du groupe radical-libéral demandant au Conseil fédéral de présenter un
rapport sur l’avenir de la Poste dans un marché libéralisé. Le gouvernement doit
notamment étudier les effets d’une libéralisation totale du marché postal sur
l’ensemble des acteurs concernés (la Poste et ses concurrents, ainsi que leurs clients).
Le rapport doit également proposer une définition du service public compatible avec
un marché totalement libéralisé et évaluer les avantages et inconvénients d’une
privatisation de la Poste. 32

POSTULAT
DATUM: 23.03.2007
NICOLAS FREYMOND

Le Conseil national s’est saisi des motions adoptées par le Conseil des Etats l’année
précédente suite au refus d’entrer en matière sur le projet gouvernemental de
privatisation de Swisscom. À la session de printemps, la Chambre basse a approuvé
sans discussion un postulat de sa commission demandant au Conseil fédéral de
présenter un rapport sur les questions figurant dans les motions Escher (pdc, VS)
(06.3306), Lombardi (pdc, TI) (06.3168) et Pfisterer (prd, AG) (06.3246). Lors de la
session d’automne, le plénum a encore suivi sa CTT en rejetant les motions Lombardi et
Pfisterer, rendues caduques par le postulat, mais s’est par contre rallié à la minorité de
la commission en décidant, par 74 voix contre 68, de transmettre au Conseil fédéral la
motion Escher (pdc, VS) avec le mandat de présenter un projet garantissant le service
universel sur l’ensemble du territoire national et le maintien de Swisscom sous le
contrôle d’investisseurs suisses. Cette courte majorité, issue des rangs radicaux,
démocrates-chrétiens et UDC, a estimé que le postulat de la CTT-CN ne respectait pas
la volonté des motionnaires de progresser sur la voie de la privatisation, tandis qu’en
face socialistes et écologistes ont vainement dénoncé une tentative de contournement
du refus exprimé par le parlement l’année précédente. 33

POSTULAT
DATUM: 04.10.2007
NICOLAS FREYMOND

Les chambres ont débattu du développement du marché suisse des
télécommunications. Le Conseil des Etats a discuté une motion Forster-Vannini (plr,
SG) (08.3639) demandant une révision partielle de la loi sur les télécommunications
(LTC) afin de renforcer les compétences de l’autorité de régulation, la commission de la
communication (Comcom), en matière de contrôle de la concurrence. Concrètement,
cette proposition vise à passer d’un mode de régulation ex post à un mode ex ante en
permettant à la Comcom de s’autosaisir lorsqu’elle constate des pratiques irrégulières,
selon la recommandation émise l’année précédente par la commission de la
concurrence (Comco) et le surveillant des prix. Partageant la préoccupation de la
motionnaire de garantir une concurrence effective, la CTT-CE a toutefois jugé
inadéquat de procéder à un changement radical du mode de régulation avant même
d’avoir pu faire le bilan de la mise en œuvre des dispositions révisées de la LTC. Aussi a-
t-elle déposé un postulat confiant au Conseil fédéral la tâche de présenter un rapport
complet sur la libéralisation du marché des télécommunications afin d’évaluer
l’efficacité du dispositif actuel et l’opportunité de réviser la législation. Les sénateurs
n’ont que partiellement suivi leur CTT, puisqu’ils ont approuvé tant le postulat que la
motion. Le Conseil national a quant à lui suivi l’avis de sa CTT et massivement rejeté la

POSTULAT
DATUM: 08.09.2009
NICOLAS FREYMOND
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motion, par 141 voix contre 21. (Concernant la précédente révision de la LTC, voir ici.) 34

Nachdem der Ständerat 2009 ein Postulat Janiak (sp, BL) (09.3074) zur Überprüfung der
Frequenzreserven für Radio und TV auf Basis des Radio- und Fernseh- sowie des
Fernmeldegesetzes noch abgelehnt hatte, überwies der Nationalrat mit 116 zu 45
Stimmen im März des Berichtsjahrs den gleichlautenden Vorstoss Leutenegger (fdp,
ZH). Der Bundesrat wies vergeblich darauf hin, dass eine Überprüfung des UKW-
Frequenzbereichs und der Möglichkeiten des DAB+-Sendernetzes bereits
stattgefunden hätten. (Zum Konzessionierungsverfahren von 2009 siehe hier.) 35

POSTULAT
DATUM: 15.03.2011
SUZANNE SCHÄR

Im Sommer überwies der Nationalrat stillschweigend ein im April eingereichtes Postulat
Amherd (cvp, VS), das die Schaffung von Transparenz bei der Planung und beim Bau der
Breitbandinfrastruktur forderte. Eine staatlich koordinierte Investitionsplanung, die
einer staatlich garantierten Grundversorgung gleichkommt, soll die Entwicklung eines
digitalen Grabens zwischen zentralen und peripheren Lagen verhindern helfen und
wettbewerbsregulierend eingreifen. In seiner Antwort auf das Postulat wies der
Bundesrat auf die geplante Schaffung einer Arbeitsgruppe unter der Leitung des Bakom
hin, die sich breitabgestützt mit der Thematik befassen soll. Im Frühsommer lud das
Amt Netzbetreiber, Verbände, Gemeinden, Elektrizitätswerke, Regionen und Kantone
zur Mitarbeit in der Arbeitsgruppe NGA (next generation access) ein. 36

POSTULAT
DATUM: 17.06.2011
SUZANNE SCHÄR

In der Frühlings- und in der Dezembersession nahm der Nationalrat stillschweigend
zwei Postulate an, die den Schutz der digitalen Infrastruktur einerseits und den Schutz
ihrer Nutzer andererseits forderten. Ein Postulat Darbellay (cvp, VS) wünschte – unter
Einbezug aller Sicherheitskräfte, einschliesslich der Armee – die Erarbeitung eines
Konzepts zum Schutz der digitalen Infrastrukturen der Schweiz. Das Postulat Schmid-
Federer (cvp, ZH) (11.3906) verlangte vom Bundesrat die Prüfung eines umfassenden
Grundlagengesetzes für die Datenverkehrsnetze (IKT-Grundlagengesetz). 37

POSTULAT
DATUM: 23.12.2011
SUZANNE SCHÄR

Ein im Juni des Berichtjahres eingereichtes Postulat Noser (fdp, ZH) beauftragt den
Bundesrat, dem Parlament einen Bericht über die Entwicklungsmöglichkeiten im
Mobilfunk vorzulegen. Ein Augenmerk soll dabei auf die rechtlichen
Rahmenbedingungen gelegt werden, speziell auf die Vereinbarkeit von Raumplanung
und Umweltschutz mit der Errichtung einer modernen Mobilfunkinfrastruktur. Der
Nationalrat überwies das Postulat im September des Berichtsjahres diskussionslos. 38

POSTULAT
DATUM: 28.09.2012
NIKLAUS BIERI

Ein im März 2014 im Nationalrat eingereichtes Postulat der FDP-Liberalen-Fraktion
beauftragt den Bundesrat zu prüfen, ob eine Anpassung der Verordnung über den
Schutz vor nichtionisierender Strahlung (NISV) den Ausbau der Mobilfunkversorgung
verbessern könnte. Durch die in der Schweiz sehr tiefen Strahlungsgrenzwerte werde
einerseits der Mobilfunknutzer einer höheren Strahlenbelastung ausgesetzt, weil die
Geräte mehr leisten müssen, andererseits werden wegen der tiefen Grenzwerte viele
Antennen benötigt, um das ständig wachsende Datenvolumen zu bewältigen. Mit
weniger strengen Grenzwerten (welche vergleichbar wären mit jenen unserer
Nachbarländer) wären weniger Antennen nötig und die Strahlenbelastung würde für die
Nutzer sinken. In seiner Stellungnahme wies der Bundesrat auf ein überwiesenes
Postulat Noser (fdp, ZH) von 2012 hin, bei dessen Beantwortung der Bundesrat auch auf
die im vorliegenden Postulat gestellten Fragen eingehen werde. Der Bundesrat
beantragte die Annahme des Postulates und der Nationalrat folgte diesem Antrag
diskussionslos. 39

POSTULAT
DATUM: 20.06.2014
NIKLAUS BIERI

Ein Postulat der KVF-SR bezüglich der Mobiltelefonie-Gebühren und insbesondere
auch der Roaming-Gebühren hatte Anliegen zweier Motionen aufgenommen (Motionen
Wyss (sp, BE; Mo. 11.3524) und Fuchs (svp, BE; Mo. 11.3472), welche sistiert worden
waren. Das Postulat wurde im März 2013 angenommen, im November 2014 legte der
Bundesrat den «Fernmeldebericht 2014 zur Entwicklung im schweizerischen
Fernmeldemarkt und zu den damit verbundenen gesetzgeberischen
Herausforderungen» in Erfüllung des Postulats vor. Bezüglich Roaming stellte der

POSTULAT
DATUM: 03.06.2015
NIKLAUS BIERI
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Bundesrat darin fest, dass gegenwärtig «vieles im Fluss» sei und sich eine
Preisregulierung nicht aufdränge. Im Juni 2015 schrieb der Ständerat das Postulat auf
Antrag des Bundesrates ab. 40

Die KVF-NR wollte, dass der Bundesrat prüfe, wie ein massvolles Angebot an
Drittprodukten der Schweizerischen Post gestaltet sein könnte. Die Kommission störte
sich daran, dass die Drittprodukte (Produkte, die keinem postalischen Zweck dienen) in
den Poststellen überhand nähmen. Der Bundesrat wies darauf hin, dass die Poststellen
defizitär seien und der Verkauf von Drittprodukten es der Post erlaube, auf
Tarifmassnahmen zu verzichten. Trotzdem zeigte sich der Bundesrat offen für das
Anliegen und beantragte die Annahme des Postulats. Der Nationalrat folgte diesem
Antrag im September 2015 stillschweigend. 41

POSTULAT
DATUM: 14.09.2015
NIKLAUS BIERI

Der Bundesrat legte im Februar 2015 einen Bericht über zukunftstaugliche
Mobilfunknetze vor und erfüllte damit die Aufträge der Postulate Noser (fdp, ZH)
(12.3580) und FDP-Liberale Fraktion (14.3149). Im Juni 2016 schrieb der Nationalrat das
Postulat der FDP-Liberale Fraktion ab. 42

POSTULAT
DATUM: 07.06.2016
NIKLAUS BIERI

Ein von Nationalrätin Gilli (gp, SG) 2009 eingereichtes Postulat zum Monitoring von
elektromagnetischen Feldern war im April 2011 angenommen worden: Nachdem UVEK-
Vorsteherin Leuthard auf die Ängste der Bevölkerung vor der nichtionisierenden
Strahlung hingewiesen hatte und bestätigte, dass das BAFU ein solches Monitoring zwar
vorgesehen hatte, aus Spargründen jedoch nicht umsetzen konnte, nahm die grosse
Kammer das Postulat mit 124 zu 47 Stimmen an. 
2015 publizierte der Bundesrat in Erfüllung des Postulats ein Konzept für das Monitoring
der nichtionisierenden Strahlung. Darin zeigte der Bundesrat auf, dass die technischen
Mittel vorhanden seien, die Finanzierung angesichts der geschätzten Kosten von CHF 7
Mio. für den Aufbau und den Betrieb während zehn Jahren jedoch ungewiss sei. 
2016 beantragte der Bundesrat die Abschreibung des Postulats und der Nationalrat
stimmte diesem Antrag im Juni 2016 stillschweigend zu. 43

POSTULAT
DATUM: 07.06.2016
NIKLAUS BIERI

Ständerat Eder (fdp, ZG) wollte wissen, welche Auswirkungen die Abschaltung der
analogen Telefonanschlüsse auf Lifttelefone und andere Alarmsysteme haben wird. Mit
einem Postulat beauftragte er den Bundesrat, diese Auswirkungen abzuklären und zu
untersuchen, ob die Grundversorgungskonzessionärin verpflichtet werden könne, die
analoge Infrastruktur für maximal fünf Jahre weiter in Betrieb zu halten. Der Bundesrat
legte in seiner Stellungnahme vom Mai 2016 dar, dass technische Lösungen zu diesem
Problem existierten und es Sache der privaten Nutzer sei, diese Lösungen anzuwenden.
Der Bundesrat empfahl das Postulat zur Ablehnung, der Ständerat nahm es aber mit 18
zu 15 Stimmen bei 2 Enthaltungen an. 44

POSTULAT
DATUM: 14.06.2016
NIKLAUS BIERI

Mit einem im Februar 2016 eingereichten Postulat forderte die KVF-NR den Bundesrat
auf, im Rahmen der geplanten Revision des Raumplanungsgesetzes (RPG) aufzuzeigen,
wie zukunftstaugliche Mobilfunknetze gebaut werden können. Insbesondere soll geprüft
werden, wie das Baubewilligungsverfahren für Mobilfunkantennen vereinfacht und
beschleunigt werden kann, da beispielsweise für die Sicherstellung der Funktionalität
des Netzes entlang der Hauptverkehrsachsen Anlagen auch ausserhalb der Bauzone
errichtet werden müssen. Der Bundesrat beantragte, das Postulat abzulehnen, weil eine
breite Revision des Raumplanungsgesetzes im Moment nicht durchführbar sei und das
Postulat falsche Erwartungen wecke. 
Der Nationalrat debattierte im Juni 2016 über das Postulat und die Motion KVF-NR
(16.3007) und nahm das Postulat entgegen des bundesrätlichen Antrags mit 94 zu 90
Stimmen (2 Enthaltungen) knapp an. 45

POSTULAT
DATUM: 16.06.2016
NIKLAUS BIERI
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In Erfüllung des Postulats der KVF-NR zum massvollen Angebot an Drittprodukten der
Schweizerischen Post legte der Bundesrat im Dezember 2016 seinen Bericht vor. Er
kommt darin zum Schluss, dass aufgrund einer Neupositionierung des
Drittproduktesortiments durch die Post kein weiterer Handlungsbedarf bestehe.
Zudem hält der Bundesrat fest, dass sich die Forderungen nach dem Erhalt der
Poststellen und nach einem möglichst schlanken Drittprodukteangebot widersprechen
würden. Die Post solle weiterhin selbständig entscheiden dürfen, welches Angebot in
ihren Poststellen sinnvoll sei. 46

POSTULAT
DATUM: 09.12.2016
NIKLAUS BIERI

Nachdem der Ständerat das Postulat Eder (fdp, ZG) bezüglich der Auswirkungen der
Abschaltung der analogen Telefonanschlüsse auf Lift- und Alarmsysteme im Juni 2016
überwiesen hatte, legte der Bundesrat bereits im Dezember den geforderten Bericht
vor. Der Bundesrat stellte darin fest, dass die Anliegen des Postulanten eingehend
geprüft worden waren, aber kein Handlungsbedarf festgestellt wurde. So seien sowohl
bei Lifttelefonen als auch bei Alarmanlagen mobile Lösungen vorhanden, welche die
Anforderungen an die Stromautonomie erfüllen. Der Ständerat schrieb das Postulat im
Juni 2017 ab. 47

POSTULAT
DATUM: 08.06.2017
NIKLAUS BIERI

„Zukunft des Postnetzes geht uns alle an!“ hatte Nationalrat Reynard (sp, VS) im
Dezember 2016 festgehalten und ein Postulat eingereicht, welches vom Bundesrat
verlangt, Massnahmen zum Einbezug sämtlicher betroffener Parteien in die Gespräche
über die Zukunft des Postnetzes zu prüfen. Als betroffene Parteien wurden
insbesondere Anwohnerinnen und Anwohner, Gemeinden, Kantone und
Gewerkschaften genannt. 
Als der Nationalrat das Postulat Reynard im März 2018 behandelte, bezeichnete es
Bundesrätin Leuthard als „längst überholt“: Eine entsprechende Arbeitsgruppe sei seit
einem Jahr an der Arbeit, die Gemeinden seien integriert. Dieser Hinweis der
Postministerin vermochte jedoch nicht zu überzeugen – der Rat nahm das Postulat mit
128 zu 63 Stimmen (2 Enthaltungen) an. 48

POSTULAT
DATUM: 08.03.2018
NIKLAUS BIERI

Nachdem der Bundesrat im Dezember 2016 ein Postulat KVF-NR für ein massvolles
Angebot an Drittprodukten bei der Schweizerischen Post mit einem Bericht
beantwortet hatte, schrieb der Nationalrat das Postulat im Juni 2018 auf Antrag des
Bundesrates ab. 49

POSTULAT
DATUM: 05.06.2018
NIKLAUS BIERI

Die Debatte um die strategische Ausrichtung der Post müsse weiter gefasst werden, als
nur bis zur Umgestaltung von Poststellen in Agenturen. Mit einem schon im Juni 2017
eingereichten Postulat wollte Nationalrat Béglé (cvp, VD) den Bundesrat beauftragen,
gemeinsam mit der Post deren strategische Ausrichtung zu prüfen, wobei es um die
Digitalisierung der Dienstleistungen, neue Geschäftsfelder, strategische
Partnerschaften, Joint Ventures und Übernahmen gehen solle, damit die Post auch
langfristig erfolgreich existieren könne. 
Der Bundesrat verwies in seiner Antwort vom August 2017 auf bereits eingeleitete
Massnahmen und eingegangene Joint Ventures, sowie laufende Versuche in neuen
Geschäftsfeldern (beispielsweise E-Voting) und befand, es gebe keinen weiteren
Handlungsbedarf. 
Als das Postulat im Juni 2019 im Nationalrat behandelt wurde, hielt Bundesrätin
Sommaruga fest, der Bundesrat und die Post seien sich der Herausforderungen
bewusst und arbeiteten in diesem Sinne, weshalb es das Postulat nicht brauche. Mit 82
zu 105 Stimmen (4 Enthaltungen) wurde das Postulat in der grossen Kammer
abgelehnt. 50

POSTULAT
DATUM: 04.06.2019
NIKLAUS BIERI

Die KVF-NR ging in ihrem Postulat «Längerfristige Weiterentwicklung des Zugangs zu
Dienstleistungen der postalischen Grundversorgung» auf diverse Fragen ein, die sich
bezüglich der Entwicklung des Poststellennetzes und der Umsetzung der ab 1. Januar
2019 geltenden Erreichbarkeitskriterien postalischer Dienstleistungen stellten. Es sei
nicht vertrauensbildend, sagte Nationalrat Egger (csp, VS) für die Kommission im
Plenum, als das Postulat im September 2019 im Nationalrat behandelt wurde, wenn die
Planung der Post zum Poststellennetz bis 2020 bekannt sei und darüber hinaus nicht –
«Wir hätten hier eigentlich sehr gerne mehr Klarheit», befand Nationalrat Egger. Mit

POSTULAT
DATUM: 12.09.2019
NIKLAUS BIERI
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dem Postulat wurde der Bundesrat aufgefordert, bei der Post eine längerfristige
Planung des Zugangs zu Dienstleistungen einzufordern. Auch über die Möglichkeiten
der Umsetzung der Standesinitiative Jura und der Motionen Clottu (svp, NE; Mo.
14.4075) und Maire (sp, NE; Mo. 14.4091) sollte die Planung Auskunft geben. Der
Bundesrat hatte die Annahme des Postulats beantragt und die grosse Kammer nahm das
Anliegen ihrer Kommission diskussions- und oppositionslos an. 51

Mit einem Postulat griff Ständerätin Brigitte Häberli-Koller (cvp, TG) im September 2019
die Frage nach einem nachhaltigen Mobilfunknetz auf. Ein solches müsse einerseits
einen optimalen Strahlenschutz gewährleisten, andererseits müsse die Einführung von
5G und nachfolgender Technologien «innert vernünftiger Zeiträume» sichergestellt
sein. Weiter fragte die Postulantin nach den Vor- und Nachteilen eines einheitlichen
Mobilfunknetzes gegenüber der heutigen Situation mit drei Anbietern sowie nach der
Förderung der Datenübertragung über das Glasfasernetz. Ähnliche Fragen hatte die
Postulantin bereits in einer Interpellation (Ip. 19.3169) gestellt, war aber mit den
Antworten des Bundesrates nicht zufrieden. Weil auch in der Gesellschaft nach wie vor
kontrovers über die Einführung von 5G diskutiert werde, seien diese Fragen sehr
wichtig. 
Der Bundesrat nahm im November 2019 Stellung zum Postulat und verwies dabei auf
den Bericht über «zukunftstaugliche Mobilfunknetze» von 2015 und auf die
abgeschlossene Revision des Fernmeldegesetzes, in welcher ein Antrag zur
Priorisierung der kabelbasierten Versorgung abgelehnt worden war. Weiter wurde auf
die laufenden Arbeiten der von der damaligen Bundesrätin Leuthard eingesetzten
Arbeitsgruppe «Mobilfunk und Strahlung» hingewiesen. Ein weiterer Bericht sei nicht
nötig, weshalb der Bundesrat die Ablehnung des Postulats beantragte.
Im Dezember 2019 behandelte der Ständerat das Geschäft und die Postulantin
bedankte sich bei der anwesenden Bundesrätin Sommaruga zuerst für den Bericht der
Arbeitsgruppe Mobilfunk und Strahlung, der die Fakten zum Mobilfunk umfassend
aufzeige. Darüber hinaus fehle aber die Diskussion über mögliche Konzepte für die
Zukunft des Mobilfunknetzes. Die von ihrem Postulat aufgeworfenen Fragen würden
sich im Anschluss an den vorhandenen Bericht klären lassen, gingen aber deutlich über
diesen hinaus. Diese Sicht vertrat eine Mehrheit im Saal: Der Ständerat nahm das
Postulat mit 25 zu 16 Stimmen (keine Enthaltungen) an. 52

POSTULAT
DATUM: 05.12.2019
NIKLAUS BIERI

Das 2016 angenommene Postulat KVF-NR betreffend die Baubewilligungsverfahren für
Mobilfunkantennen fand Eingang in die Teilrevision des Raumplanungsgesetzes, wo es
auch generell um Bauten ausserhalb der Bauzone ging. Zwar hielt der Bundesrat in der
Botschaft zur Teilrevision fest, dass Lockerungen im Baubewilligungsverfahren für
Mobilfunkantennen gemäss dem Postulat geprüft worden seien, diese jedoch als nicht
vereinbar mit der Stossrichtung der Revision angesehen würden. Nichtsdestotrotz
beantragte der Bundesrat die Abschreibung des Postulats. Am 3. Dezember 2019 beriet
der Nationalrat über die 2. Etappe der Teilrevision des Raumplanungsgesetzes und
beschloss, nicht darauf einzutreten. Am 20. Dezember kam der Rat kurz auf das
Geschäft zurück: Es galt, über die in der Botschaft gestellten Anträge auf Abschreibung
mehrerer Geschäfte zu befinden. Der Nationalrat stimmte den beantragten
Abschreibungen in globo still zu und schrieb damit auch das Postulat KVF-NR über das
Baubewilligungsverfahren für Mobilfunkantennen ab. 53

POSTULAT
DATUM: 20.12.2019
NIKLAUS BIERI

Bildung, Kultur und Medien
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Kultur, Sprache, Kirchen

Kirchen und religionspolitische Fragen

Ein Postulat Quadranti (bdp, ZH) wollte den Bundesrat mit der Prüfung von einerseits
geeigneten Massnahmen zur Verhinderung von Radikalisierungstendenzen in
muslimischen Vereinen und andererseits der Förderung einer effektiven
Selbstregulierung derer beauftragen. Das Postulat war bereits im Herbst 2016 ein erstes
Mal zur Beratung eingereicht, damals aber von Christian Imark (svp, SO) und der SVP-
Fraktion bekämpft worden, weshalb die Diskussion verschoben worden war.
Auch wenn sich bei der grossen Mehrheit der muslimischen Bevölkerung keine
Probleme zeigen würden, liessen sich besonders in jüngerer Zeit problematische
Entwicklungen in einigen muslimischen Vereinen beobachten, welche auf klare
Tendenzen zur Radikalisierung einzelner Personen hinwiesen. Der Bundesrat solle
daher in Zusammenarbeit mit den Kantonen geeignete Massnahmen erarbeiten, um
dieser Entwicklung entgegenzuwirken. Eine mögliche Massnahme sieht Quadranti in der
Gewährung finanzieller Mittel, welche bei der Erfüllung klar definierter Anforderungen –
bei regelmässiger Kontrolle – zugesprochen werden könnten. Mithilfe dieser
zusätzlichen finanziellen Mittel könnten die Vereine bspw. eine Stelle für einen
„Sektenbeauftragten“ schaffen, um so bereits präventiv eingreifen zu können. Des
Weiteren wären die Vereine nicht mehr von ausländischen Geldgebern abhängig, was
besonders bei der Personalbeschaffung – Stichwort ausländische Imame – eine bessere
Transparenz gewährleisten würde.
Imarks Vorwurf an Quadranti zielte auf ebendiesen finanziellen Zuschuss. Er sehe das
Fernziel dieses Vorstosses offenbar darin, dazu beizusteuern, dass der Islam in der
Schweiz als Landeskirche anerkannt werden solle – diese Stossrichtung würde aber von
ihm und seiner Fraktion deutlich abgelehnt. Er könne nicht einsehen, weshalb er, der ja
als Katholik bereits seine Kirchensteuer entrichte, nun auch noch die Steuer anderer
religiöser Gemeinschaften in der Schweiz übernehmen solle. Hier müsse man sich auf
das Prinzip der Eigenverantwortung rückbesinnen und Forderungen stellen und nicht,
wie verlangt, den Vereinen das Geld hinterherwerfen.
Der Bundesrat hatte dem Nationalrat das Postulat zur Annahme beantragt. Dieser kam
dem Antrag aber nicht nach und lehnte in der Frühjahrssession 2017 den Vorstoss mit
103 zu 76 Stimmen bei einer Enthaltung ab. 54

POSTULAT
DATUM: 15.03.2017
MELIKE GÖKCE
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